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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

die  Frage,  ob  Vermögensverschiebungen  durch  das  Gesellschaftsver-

hältnis  veranlasst  sind,  steht  im Fokus der rechtlichen Bewertung ver-

deckter Gewinnausschüttungen.

Der Bundesfinanzhof hat am 22.11.2023 (Az.  I  R 9/20) ein grundlegen-

des Urteil gefällt, das die Bedeutung subjektiver Faktoren bei der Beur-

teilung solcher Sachverhalte betont. In dem Fall ging es um eine GmbH,

deren  alleinige  Gesellschafterin  eine  natürliche  Person  war.  Bei  einer

Kapitalerhöhung der Tochtergesellschaft wurde irrtümlich der neue Ge-

schäftsanteil der Gesellschafterin und nicht der GmbH zugeordnet. Die

GmbH  zahlte  die  Einlage  und  bilanzierte  den  Anteil  als  ihr  Vermögen.

Jahre später wurde der Fehler korrigiert.

Das  Finanzamt  sah  hierin  eine  verdeckte  Gewinnausschüttung,  da  die

Gesellschafterin  unentgeltlich  an  der  Kapitalerhöhung  teilgenommen

habe,  und stützte sich auf  den fehlenden Fremdvergleich.  Das Finanz-

gericht Schleswig-Holstein bestätigte diese Einschätzung.

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil jedoch auf und stellte klar, dass ei-

ne  verdeckte  Gewinnausschüttung  nur  vorliegt,  wenn  ein  finaler  Zu-

wendungswille gegeben ist. Ein glaubhaft gemachter Irrtum des Gesell-

schafter-Geschäftsführers  kann  diesen  Veranlassungszusammenhang

ausschließen.  Die  bloße  Vermögensverschiebung  reicht  nicht  aus,  so-

lange kein gesellschaftsrechtliches Motiv besteht. Subjektive Umstände,

wie der Irrtum, müssen bei der Prüfung berücksichtigt werden.

Das  Verfahren  wurde  an  das  Finanzgericht  zurückverwiesen,  um  den

Irrtum abschließend zu klären. Dieses Urteil verdeutlicht, dass nicht nur

objektive Kriterien, sondern auch die subjektive Perspektive des Gesell-

schafters  entscheidend  sind,  um  eine  verdeckte  Gewinnausschüttung

anzunehmen.

In diesem Sinne wünschen wir eine interessante Lektüre.

Kirchberger & Petri Steuerberatungsgesellschaft mbH

Preußerstraße 18, 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190

kirchberger@kirchberger-petri.de
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Termine: Steuern und Sozialversicherung

10.06.2025

Umsatzsteuer
Lohnsteuer
Kirchensteuer zur Lohnsteuer
Einkommensteuer
Kirchensteuer
Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist  endet  am 13.06.  für  den Eingang der
Zahlung.

Zahlungen  per  Scheck  gelten  erst  drei  Tage  nach  Eingang  des  Schecks
bei  der  Finanzbehörde  (Gewerbesteuer  und  Grundsteuer:  bei  der  Ge-
meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszuschläge
zu  vermeiden,  muss  der  Scheck  spätestens  drei  Tage  vor  dem  Fällig-
keitstag vorliegen.

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Juni 2025

Die  Beiträge  sind  in  voraussichtlicher  Höhe  der  Beitragsschuld  spätes-
tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Juni ergibt
sich demnach als Fälligkeitstermin der 26.06.2025.

DStV zum Koalitionsvertrag: Arbeitstage- und
Pendlerpauschale

Steuervereinfachung durch Typisierung, Vereinfachungen und Pauscha-
lierungen:  Dafür wollen sich die Koalitionspartner einsetzen -  und hier-
bei  auch  die  Einführung  einer  Arbeitstagepauschale  prüfen.  Der  Deut-
sche Steuerberaterverband (DStV) begrüßt diesen Vorstoß.

Die Pläne seien teils allgemein, teils schon sehr klar: Während die Koali-
tionäre  eine  Arbeitstagepauschale  zur  Zusammenfassung  der  Wer-
bungskosten  für  Arbeitnehmer  "prüfen"  wollen,  würden  sie  bei  der
Pendlerpauschale  konkret.  Zum  01.01.2026  "wird"  diese  Pauschale  ab
dem ersten Kilometer dauerhaft auf 38 Cent erhöht, wie der Koalitions-
vertrag ausführe, so der DStV.

Er  begrüßt  die  Überlegungen  zur  Arbeitstagepauschale.  Der  Verband
hatte  bereits  bei  seinen  Forderungen  zur  Bundestagswahl  2025  ange-
regt, eine Arbeitstagepauschale einzuführen, um das häusliche Arbeiten
und die Fahrtwege steuerlich zu berücksichtigen. Diese Forderung habe
an die  Überlegungen der  Expertenkommission des  Bundesfinanzminis-

teriums  "Bürgernahe  Einkommensteuer"  angeknüpft,  die  hierin  eben-
falls gute Anknüpfungspunkte zur Steuervereinfachung sehe.

Die  Idee  der  Expertenkommission:  Die  Kosten  für  Fahrten  zwischen
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte, Home-Office und das häusliche Ar-
beitszimmer  würden  in  einer  Pauschale  mit  fixem  Euro-Betrag  pro  Ar-
beitstag  abgegolten.  Auf  die  Unterscheidung  zwischen  den  Kategorien
"häusliches Arbeitszimmer"  und "Home-Office"  solle  verzichtet  werden.
Der Vorteil: Der Kontrollaufwand für die Finanzverwaltung falle hier weg
und die Steuerpflichtigen müssten weniger dokumentieren, so der DStV.
Damit die Pauschalierung Fernpendler nicht zu sehr benachteiligt, sollen
sie  die  gefahrenen  Kilometer,  die  nicht  über  die  Arbeitstagepauschale
abgedeckt sind, mit einer fixen Cent-Pauschale/km geltend machen kön-
nen.

Für  DStV-Präsident  Torsten  Lüth  steht  fest:  "Eine  Arbeitstagepauschale
für häusliches Arbeiten und die Fahrten zur Arbeit würde eine spürbare
Vereinfachung  darstellen  -  für  die  Steuerpflichtigen,  die  Finanzverwal-
tung und die steuerlichen Berater. Die Veranlagungsfälle könnten redu-
ziert  werden.  Fernpendler  dürfen  hierdurch  allerdings  nicht  benachtei-
ligt werden."

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 20.05.2025

Bundesfinanzhof wird 75: Oberster Gerichtshof des
Bundes für Steuern und Zölle

Seit  75  Jahren  gewähren  die  Richter  am  Bundesfinanzhof  (BFH)  Recht-
schutz  in  Steuer-  und  Zollangelegenheiten.  Sie  entscheiden,  ob  die  Fi-
nanzgerichte Bundesrecht richtig anwenden.

Der BFH betont, für Unabhängigkeit in der Finanzgerichtsbarkeit zu ste-
hen.  Seit  seiner  Gründung 1950 sorge dafür,  dass  das  Steuerrecht  ein-
heitlich ausgelegt  und angewendet  wird.  Der Rechtsschutz  in  Steuersa-
chen  ermögliche  es  jedem  Bürger,  Steueransprüche  des  Staates  zu
überprüfen. Effektiv sei dieser Rechtschutz dann, wenn steuerrechtliche
Streitfragen  zwischen  den  Steuerpflichtigen  und  den  Finanzbehörden
schnell und kompetent geklärt werden.

Für die Arbeit der Justiz nehme legal tech in den kommenden Jahren den
größten  Einfluss  auf  die  richterliche  Arbeit.  Der  BFH  müsse  Antworten
finden auf die Veränderungen, die sich aus der digitalisierten Steuerfest-
setzung durch die Finanzverwaltung neu ergeben. Die elektronische Ge-
richtsakte  sei  im  Alltag  des  obersten  Bundesgerichts  für  Steuern  und
Zölle etabliert. Das führt laut BFH zu einer enormen Flexibilisierung der
Arbeitsabläufe,  sowohl  innerhalb der Senate als  auch in der Kommuni-
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kation  mit  den  Beteiligten  aufseiten  von  Steuerberater-  und  Rechtsan-
waltschaft sowie der Finanzbehörden (elektronischer Rechtsverkehr).

Weiter  weist  der  BFH  darauf  hin,  dass  internationale  Regelungen  das
Steuerrecht immer komplexer werden lassen. Die zunehmende europäi-
sche Integration erfasse besonders das Gebiet des europäischen Steuer-
rechts.  Europarechtliche  Regelungen  beeinflussten  in  immer  größerem
Umfang  Entscheidungen  über  steuerrechtliche  Sachverhalte.  Die  Kom-
plexität des Steuerrechts werde dadurch weiter gesteigert.  Das schlage
sich konkret in seiner Arbeit nieder, so der BFH: Die Beurteilung der ein-
schlägigen Verfahren werde anspruchsvoller und die Anzahl der Verfah-
ren,  in  denen  europarechtliche  Fragen  die  Entscheidung  beeinflussen,
größer.

Bundesfinanzhof, Internetseite vom 02.05.2025

Steuerveranlagung: NRW setzt als erstes Bundesland
auf Künstliche Intelligenz

Die  Finanzverwaltung  Nordrhein-Westfalen  geht  einen  weiteren  Schritt
in Richtung digitale Verwaltung: Ab Mai 2025 wird in vier Pilotfinanzäm-
tern des Landes erstmals ein KI-Modul zur Unterstützung der Steuerver-
anlagung  eingesetzt.  Das  Ziel:  Steuererklärungen  sollen  effizienter,
schneller und treffsicherer bearbeitet werden. Dies teilt  das nordrhein-
westfälische Landesamt für Steuern mit.

Das neue KI-Modul ergänze das bewährte Risikomanagementsystem der
Finanzverwaltung. Es erkenne Muster in den Steuerdaten und könne gut
nachvollziehbare  Fälle  mit  geringem  Prüfbedarf  gezielt  identifizieren.
Diese  würden  automatisiert  verarbeitet  -  und  damit  schneller  abge-
schlossen, erläutert das LfSt.

Die Pilotierung beginne im Mai 2025 in den Finanzämtern Brühl, Bielefel-
d-Außenstadt,  Hamm  und  Lübbecke.  Gestartet  werde  mit  klassischen
Arbeitnehmerfällen  -  also  Steuererklärungen  mit  Einkünften  aus  nicht-
selbstständiger  Arbeit,  Kapitalerträgen,  Vorsorgeaufwendungen,  Son-
derausgaben,  haushaltsnahen  Dienstleistungen  und  ähnlichen  Berei-
chen. Eine Ausweitung auf weitere Fallkonstellationen sei bereits in Pla-
nung.

Landesamt für Steuern Nordrhein-Westfalen, PM vom 22.04.2025

Rentenbesteuerung soll einfacher werden:
Steuerberaterverband macht Vorschläge

Die schwarz-rote Koalition will die Rentenbesteuerung vereinfachen. Der

Deutsche  Steuerberaterverband  (DStV)  macht  konkrete  Vorschläge  zur
Umsetzung.

Sein Ansatz: eine Rentenabzugsteuer ähnlich zum Lohnsteuerabzug bei
Arbeitnehmern. Diese könnte wie folgt umgesetzt werden:

Der  Rententräger  ermittelt  die  Rentenabzugsteuer,  behält  sie  ein
und führt sie an das Finanzamt ab.
Die  Rentensteuer-Daten  werden  vom  Rententräger  elektronisch  an
die  Finanzverwaltung übermittelt.  Steuerabzugsmerkmale,  die  nicht
dem  Rententräger,  aber  gegebenenfalls  dem  Finanzamt  vorliegen,
erhält  der  Rententräger vollautomatisiert  in  einem angepassten EL-
StAM-Verfahren.
Rentenbeziehende werden grundsätzlich von der Pflicht zur Abgabe
einer Einkommensteuererklärung befreit.
Sie  bekommen  aber  die  Möglichkeit  zur  freiwilligen  Abgabe  einer
Einkommensteuererklärung,  etwa  zur  Geltendmachung  von  Krank-
heitskosten.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 07.05.2025

Wirtschafts-Identifikationsnummer wird ohne Antrag
zugeteilt

Das  Bundeszentralamt  für  Steuern  (BZSt)  informiert  aktuell  zur  Wirt-
schafts-Identifikationsnummer (W-IdNr.).  Diese werde -  zur  eindeutigen
Identifizierung - jedem wirtschaftlich Tätigen seit November 2024 durch
das Amt stufenweise ohne Antragstellung zugeteilt.

Die  Identifikationsnummer  für  natürliche  Personen  (IdNr.),  die  Steuer-
nummer  und  Umsatzsteuer-Identifikationsnummer  (USt-IdNr.)  bleiben
laut BZSt neben der W-IdNr. bestehen.

Weiterführende  Informationen  hierzu  sind  auf  der  Website  des  BZSt
(www.bzst.de/widnr) verfügbar.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 17.04.2025
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Unternehmer

Steuerverwaltungen anderer Staaten und Gebiete:
Merkblatt zu grenzüberschreitender
Prüfungszusammenarbeit neu gefasst

Das  Bundesfinanzministerium  (BMF)  weist  darauf  hin,  dass  das  Merk-
blatt zur zwischenstaatlichen Amtshilfe durch Informationsaustausch in
Steuersachen für die Durchführung gemeinsamer Prüfungen und gleich-
zeitiger Prüfungen mit Steuerverwaltungen anderer Staaten und Gebie-
te  sowie  für  die  Anwesenheit  von  Bediensteten  anderer  Staaten  oder
Gebiete im Inland und für die Anwesenheit von inländischen Bedienste-
ten im Ausland neu gefasst wurde.

Die  Neufassung  steht  auf  den  Seiten  des  BMF
(www.bundesfinanzministerium.de)  als  pdf-Datei  zur  Einsicht  und  zum
Download bereit. Das neue Merkblatt tritt laut Ministerium an die Stelle
des  Merkblatts  über  die  koordinierte  steuerliche  Außenprüfung  mit
Steuerverwaltungen anderer  Staaten und Gebiete  (BMF-Schreiben vom
06.01.2017, IV B 6 - S 1315/16/10016 :002).

Bundesfinanzministerium, PM vom 15.05.2025

Pilotierung erfolgreich: Digitaler
Gewerbesteuerbescheid in Nordrhein-Westfalen

Unternehmen können in Nordrhein-Westfalen künftig von immer mehr
Städten und Gemeinden auf Wunsch einen digitalen Gewerbesteuerbe-
scheid erhalten. Die Finanzverwaltung des Landes teilt mit, dass die Pilo-
tierung erfolgreich abgeschlossen sei.

Zugleich  verweist  sie  auf  die  Vorteile  des  digitalen  Gewerbesteuerbe-
scheids: Er sei maschinenlesbar und könne so über eine entsprechende
Schnittstelle direkt durch die Fachsoftware von Unternehmen und Steu-
erkanzleien  verarbeitet  werden.  Das  spare  Zeit,  reduziere  den  Papier-
verbrauch und erleichtere die Weiterverarbeitung der Daten. So würden
die  Prozesse  in  Unternehmen,  bei  Steuerberatern,  Kommunen  und  in
der Steuerverwaltung vereinfacht.

Mittelfristig  solle  der  digitale  Gewerbesteuerbescheid bundesweit  in  ei-
nem  einheitlichen,  maschinenlesbaren  Format  flächendeckend  verfüg-
bar sein. So sollen die deutschlandweit mehr als 600 unterschiedlichen
Formate der Papierbescheide nutzerfreundlich abgelöst  werden.  Durch
das bundeseinheitliche digitale Format sei  dann für überregional  tätige
Unternehmen und Konzerne ein  deutlich  effizienterer  Abgleich  der  Be-
scheide möglich.

In Nordrhein-Westfalen nutzten bereits 348 der insgesamt 396 Kommu-

nen das  Datenträgeraustauschverfahren.  Damit  seien sie  in  einem ers-
ten Schritt für die künftige digitale Bereitstellung des Gewerbesteuerbe-
scheids  technisch  vorbereitet  und  könnten  über  eine  Schnittstelle  die
Gewerbesteuerdaten der Finanzämter digital empfangen, so die Finanz-
verwaltung. In Düsseldorf und Essen sei es bereits möglich, den Gewer-
besteuerbescheid  digital  zu  erhalten.  28  weitere  Kommunen  in  Nord-
rhein-Westfalen  bereiten  laut  Finanzverwaltung  aktuell  die  Einführung
vor.

Finanzverwaltung Nordrhein-Westfalen, PM vom 07.05.2025

Organschaft und atypisch stille Beteiligung

Eine atypisch stille Beteiligung an der Organgesellschaft steht der Aner-
kennung  einer  ertragsteuerrechtlichen  Organschaft  grundsätzlich  nicht
entgegen. Das hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Eine  Kommanditgesellschaft  (KG)  hatte  mit  einer  GmbH einen  Gewinn-
abführungsvertrag abgeschlossen,  um eine Organschaft  zu  begründen.
Danach  war  die  "abhängige"  GmbH  als  so  genannte  Organgesellschaft
verpflichtet,  den ganzen von ihr  erwirtschafteten Gewinn an die KG als
so genannter Organträger abzuführen.

Eine  Organschaft  führt  bei  Erfüllung  der  gesetzlichen  Voraussetzungen
dazu, dass nicht mehr die Organgesellschaft ihren Gewinn zu versteuern
hat, sondern der Organträger. Die in §§ 14 ff. des Körperschaftsteuerge-
setzes (KStG) enthaltenen Regelungen für die Organschaft führen im Er-
gebnis dazu, dass zum Beispiel in Konzernen die Konzernspitze (als Or-
ganträger)  die  Gewinne  sämtlicher  Tochtergesellschaften  (als  Organge-
sellschaften) zu versteuern hat, aber Verluste und Gewinne der verschie-
denen  Tochtergesellschaften  dabei  auch  unmittelbar  miteinander  ver-
rechnet werden können. Insbesondere dieser steuerliche Vorteil  hat zu
einer weiten Verbreitung der Organschaft in Deutschland geführt.

Im Streitfall  bestand die Besonderheit,  dass an der GmbH als Organge-
sellschaft  eine atypisch stille  Beteiligung bestand.  Da dem atypisch still
Beteiligten ein Anteil von zehn Prozent des Gewinns der GmbH zustand,
vertraten  das  Finanzamt  und  nachfolgend  auch  das  Finanzgericht  die
Auffassung, dass lediglich 90 Prozent des Gewinns an die KG als Organ-
träger abgeführt worden sei, das Gesetz aber die Abführung des ganzen
Gewinns fordere. Die Organschaft sei daher insgesamt nicht anzuerken-
nen.

Dem ist der BFH entgegengetreten. § 14 Absatz 1 KStG setze einen Ge-
winnabführungsvertrag im Sinne des § 291 Aktiengesetz und die strikte
Erfüllung  der  zivilrechtlichen  Vertragspflichten  voraus.  Was  als  ganzer
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Gewinn abzuführen sei,  bestimme sich nach dem Zivilrecht.  Gewinnbe-
teiligungen,  die  einem  stillen  Gesellschafter  zustünden,  seien  im  Zivil-
recht  aber  als  Geschäftsunkosten  vom  Gewinn  der  GmbH  abzusetzen.
Dies  betreffe  sowohl  die  typische  als  auch  die  atypisch  stille  Gesell-
schaft.  Folglich sei der hiernach verbleibende "Rest-Gewinn" - im Streit-
fall  also  "die  90  Prozent"  -  der  ganze  Gewinn,  der  an  den  Organträger
abgeführt werden müsse. Dass eine - typische oder atypische - stille Be-
teiligung  zivilrechtlich  als  Teilgewinnabführungsvertrag  qualifiziert  wer-
de, stehe dieser Beurteilung nicht entgegen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 11.12.2024, I R 33/22

Mitteilung über ergebnislose Außenprüfung ist kein
Verwaltungsakt

Eine Mitteilung an den Steuerpflichtigen, dass die durchgeführte Außen-
prüfung zu keiner Änderung der Besteuerungsgrundlagen geführt hat (§
202 Absatz 1 S. 3 Abgabenordnung - AO), stellt  -  obwohl sie eine Ände-
rungssperre nach § 173 Absatz 2 S. 2 AO bewirkt - keinen Verwaltungs-
akt dar. Das stellt der Bundesfinanzhof (BFH) klar. Er bestätigt damit sei-
ne bisherige Rechtsprechung.

Der  Zweck  der  Änderungssperre  in  §  173  Absatz  2  AO  bestehe  darin,
Steuerverwaltungsakten im Interesse des Rechtsfriedens eine verstärkte
Bestandskraft  zu verleihen,  wenn sie das Ergebnis  einer Außenprüfung
sind.  Die  mit  einer  Außenprüfung  einhergehende  umfassende  und  zu-
sammenhängende  Ermittlung  der  Besteuerungsgrundlagen  rechtfertigt
es laut BFH, den auf dieser Grundlage ergangenen Steuerbescheiden ei-
ne  erhöhte  Rechtsbeständigkeit  zu  verleihen.  Sie  sollen  nur  unter  er-
schwerten Bedingungen korrigiert werden dürfen. Die Änderungssperre
solle  in  erster  Linie  den  Schutz  des  Steuerpflichtigen  bezwecken.  Nach
Durchführung und Auswertung einer Außenprüfung solle er vor Steuer-
nachforderungen aufgrund neuer Tatsachen sicher sein. Gleichwohl gel-
te eine Änderungssperre zugunsten wie zuungunsten des Steuerpflichti-
gen.

Bei  der die Änderungssperre nach § 173 Absatz 2 S.  2 AO auslösenden
Mitteilung nach § 202 Absatz 1 S.  3 AO handele es sich nicht um einen
(anfechtbaren)  Verwaltungsakt,  sondern  um  einen  Realakt,  den  der
Steuerpflichtige nicht (mit der Folge des Wegfalls der Änderungssperre)
im Wege der Anfechtung beseitigen könne, so der BFH.

Ein Verwaltungsakt sei nach § 118 S. 1 AO jede Verfügung, Entscheidung
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde zur Regelung ei-
nes Einzelfalls auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts trifft und die auf
unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet ist.

In der Fachliteratur werde ganz überwiegend angenommen, dass es sich
bei der Mitteilung nach § 202 Absatz 1 S. 3 AO um einen Verwaltungsakt
handele.  Das werde im Wesentlichen damit  begründet,  dass sie unmit-
telbare Rechtsfolgen, darunter den Eintritt der Änderungssperre nach §
173 Absatz 2 AO, habe.

Der  BFH  hält  indes  an  seiner  Rechtsprechung  fest,  wonach  der  Mittei-
lung nach §  202 Absatz  1  S.  3  AO nicht  die  Qualität  eines Verwaltungs-
akts zukommt, da sie keine für die Annahme eines Verwaltungsakts er-
forderliche Regelung trifft. Der Mitteilung komme, ebenso wie dem Prü-
fungsbericht, lediglich eine Dokumentations- und Protokollfunktion zu -
sie gebe nur Auskunft  über das tatsächliche Ergebnis der durchgeführ-
ten Außenprüfung.

Sie sei auch im Hinblick auf § 171 Absatz 4 und § 173 Absatz 2 AO kein
Verwaltungsakt,  weil  sie  die  dort  genannten  Rechtsfolgen  (Beendigung
der Ablaufhemmung; Eintritt der Änderungssperre) nicht regelnd anord-
ne.  Stattdessen  knüpften  die  Rechtsfolgen  der  genannten  Vorschriften
an die Mitteilung im Sinne des § 202 Absatz 1 S. 3 AO als ein im Tatsäch-
lichen liegendes Tatbestandsmerkmal  an,  so der  BFH.  Die Qualifikation
der Mitteilung nach § 202 Absatz 1 S. 3 AO als Realakt verstößt aus sei-
ner  Sicht  auch  nicht  gegen  das  verfassungsrechtliche  Gebot  effektiven
Rechtsschutzes.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 20.02.2025, IV R 17/22
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Kryptowerte: Schreiben zur Besteuerung aktualisiert

Das  Bundesfinanzministerium  (BMF)  hat  mit  einem  Schreiben  vom
06.03.2025  Einzelfragen  zur  ertragsteuerrechtlichen  Behandlung  be-
stimmter Kryptowerte ergänzt. Hierauf weist der Bund der Steuerzahler
(BdSt) Rheinland-Pfalz hin.

Der  bisherige Begriff  "virtuelle  Währungen und sonstige Token"  sei  ab-
gelöst  worden.  Zu  den  konkreten  Steuererklärungs-,  Mitwirkungs-  und
Aufzeichnungspflichten  gehörten  detaillierte  Vorgaben  zur  Erstellung
von  Transaktionsübersichten  sowie  die  Anforderungen  an  Steuerre-
ports, um eine ordnungsgemäße Dokumentation sicherzustellen.

Beim  Claiming  von  Kryptowerten,  etwa  durch  passives  Staking,  erfolge
eine Vereinfachung: Der Anschaffungszeitpunkt werde nun mit dem Ein-
buchungszeitpunkt in der Wallet gleichgesetzt. Das erleichtere die prak-
tische Handhabung, so der BdSt. Die Bewertung von Kryptowerten wer-
de zwischen sekundengenauen und Tageskursen unterschieden.

Hinsichtlich  Hard  Forks  stelle  das  Schreiben  klar,  dass  diese  im  Privat-
vermögen nicht  unmittelbar  zu  steuerpflichtigen Einkünften führen.  Al-
lerdings  könnten  Veräußerungsgewinne  steuerbar  sein,  wenn  die  neu
entstandenen Coins innerhalb der einjährigen Spekulationsfrist verkauft
werden. Bei Airdrops hänge die steuerliche Behandlung davon ab, ob ei-
ne Gegenleistung erbracht wurde: Liegt eine solche vor, seien die bezo-
genen  Token  als  sonstige  Einkünfte  zu  erfassen.  Ohne  Gegenleistung
könne stattdessen eine Schenkung vorliegen.

Nicht  geregelt  bleiben  laut  BdSt  weiterhin  Non-Fungible  Tokens  (NFTs)
und Liquidity-Mining-Erträge. Allerdings habe das BMF angekündigt, die-
se Themen in Zukunft schrittweise zu ergänzen.

Bund der Steuerzahler Rheinland-Pfalz, PM vom 09.05.2025

Schweizer Aktien können wieder in Deutschland
gehandelt werden

Schweizer Aktien sind seit dem 1. Mai 2025 wieder regulär an deutschen
Börsen handelbar, nachdem der Handel fast sechs Jahre lang ausgesetzt
war.

2019  hatte  die  EU  der  Schweiz  die  Anerkennung  der  regulatorischen
Gleichheit  aufgrund  von  Meinungsverschiedenheiten  im  bilateralen
Handel  entzogen.  Daraufhin  erließ  die  Schweiz  ein  Handelsverbot  für
Schweizer  Aktien  an  europäischen  Börsen,  was  auch  den  Handel  an
deutschen Börsen blockierte.

Anleger konnten Schweizer Aktien nur über Umwege kaufen, etwa über
die  Börse  Zürich  oder  außerbörslich  (OTC-Handel,  das  steht  für  »over
the  counter«).  Auch  American  Depositary  Receipts  (ADRs)  wurden  ge-
nutzt, die eigentlich für den US-Handel gedacht sind.

Beide  Wege  waren  oft  mit  höheren  Kosten,  schlechterer  Transparenz
bei Wechselkursen und größeren Spreads verbunden.

Seit  dem  1.  Mai  2025  (bzw.  wegen  des  Feiertags  am  1.  Mai  tatsächlich
erst seit dem 2. Mai) sind Schweizer Aktien wieder an deutschen Börsen
wie Xetra, Börse Frankfurt und anderen Handelsplätzen verfügbar.

Quellensteuer auf Dividenden

Auf Dividenden aus Schweizer Aktien wird eine Quellensteuer von 35 %
erhoben.  Diese  Quellensteuer  wird  in  Deutschland  auf  die  Abgeltungs-
teuer (25 % zzgl.  Solidaritätszuschlag und ggf. Kirchensteuer) angerech-
net.

Die Schweizer Quellensteuer kann über ein spezielles Formular (Formu-
lar 85) bei der Schweizer Steuerverwaltung zurückgefordert werden.

Wenn die Aktien in einem deutschen Depot liegen, wird die Quellensteu-
er  meist  automatisch  angerechnet.  Bei  Auslandsdepots  muss  man  die
Dividenden in Deutschland selbst deklarieren.

Kein ETF auf den Schweizer Leitindex SMI in der EU

Die  wichtigsten  Schweizer  Aktien  sind in  der  Regel  im Swiss  Market  In-
dex (SMI) gelistet, dem Leitindex der Schweiz.

Zu den bekanntesten Schweizer  Aktienunternehmen gehören zum Bei-
spiel der Nahrungsmittelhersteller Nestlé, die Pharmaunternehmen Ro-
che und Novartis, der Finanzdienstleister UBS Group sowie die Versiche-
rer Zurich Insurance und Swiss Re.

Zurzeit  gibt es keinen ETF auf den Swiss Market Index (SMI),  der in der
EU zum Vertrieb zugelassen ist.

Die  beiden  bekanntesten  SMI-ETFs  von  iShares  (ISIN  CH0008899764)
und UBS (ISIN CH0017142719) sind in der Schweiz domiziliert und haben
keine EU-Vertriebszulassung. Sie sind nur in der Schweiz, Liechtenstein,
dem  Vereinigten  Königreich  und  einigen  weiteren  Ländern  zugelassen,
aber nicht in der EU.

Beide ETFs sind physisch replizierend und schütten Dividenden aus.
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Für Anleger in der EU, die in Schweizer Aktien investieren möchten, gibt
es daher meist  nur  ETFs,  die  breitere europäische oder  globale  Indizes
mit  Schweizer  Aktienanteilen  abbilden,  aber  keinen reinen SMI-ETF  mit
EU-Vertriebszulassung.

Wer  gezielt  in  den SMI  investieren möchte,  muss  entweder  über  einen
Schweizer  oder  UK-Broker  zugreifen oder  auf  ETFs  mit  breiterer  Index-
zusammensetzung  ausweichen,  da  ein  EU-registrierter  SMI-ETF  aktuell
nicht verfügbar ist.

ETF auf Schweizer Aktien

Was es aber gibt, sind ETF auf Schweizer Aktien. Diese bilden meist Indi-
zes ab, die die größten und liquidesten Unternehmen der Schweiz um-
fassen.  Besonders  beliebt  sind  ETFs  auf  den  MSCI  Switzerland  20/35,
den SLI® und den Dow Jones Switzerland Titans 30 Index.

Die  Gesamtkostenquote  (TER)  der  Schweizer  Aktien-ETFs  bewegt  sich
zwischen 0,20% und 0,51% p.a., was für ETFs im europäischen Marktum-
feld  wettbewerbsfähig  ist.  Viele  dieser  ETFs  sind sparplanfähig,  was  sie
für langfristige Anleger attraktiv macht.

Steuertipps.de, Meldung vom 4.5.2025

Steuer auf Kapitalerträge: Neue Onlineformulare im
Bereich Entlastung

Ab dem 15.07.2025 wird es für das Entlastungsverfahren von der Steuer
auf  Kapitalerträge  ein  neues  Onlineformular  geben.  Das  teilt  das  Bun-
deszentralamt für Steuern (BZSt) mit.

Das  alte  Formular  "Antrag  auf  Erstattung  beziehungsweise  Freistellung
von Kapitalerträgen nach § 50c beziehungsweise § 44a Absatz 9 Einkom-
mensteuergesetz"  werde  zukünftig  in  zwei  Formularen  (Erstattung  und
Freistellung) dargestellt.

Die  Onlineformulare  seien  insgesamt  überarbeitet  worden.  Das  BZSt
hebt hervor, dass sie sich erheblich vom bislang verwendeten Formular
unterscheiden.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 12.05.2025

Kapitalertragsteuer: Information zur Ausstellung von
Bescheinigungen

Das Bundesfinanzministerium (BMF)  hat  ein  Schreiben vom 23.05.2022

(BStBl I S. 860), in dem es um die Ausstellung von Bescheinigungen der
Kapitalertragsteuer nach § 45a Absatz 2 und 3 Einkommensteuergesetz
(EStG) geht, neu gefasst.

Danach  haben  der  Schuldner  der  Kapitalerträge,  die  die  Kapitalerträge
auszahlende Stelle oder die zur Abführung der Steuer verpflichtete Stel-
le für Kapitalerträge, die nach § 43 Absatz 1 EStG dem Steuerabzug un-
terliegen,  dem Gläubiger  der  Kapitalerträge auf  Verlangen eine  Steuer-
bescheinigung  nach  amtlich  vorgeschriebenem  Muster  auszustellen.
Diese muss die nach § 32d EStG erforderlichen Angaben enthalten.

Die  Verpflichtung  besteht  dem BMF-Schreiben  zufolge  unabhängig  von
der Vornahme eines Steuerabzugs. In den Fällen des § 56 Absatz 3 Satz
4  Investmentsteuergesetz  (InvStG)  in  der  ab  dem 01.01.2018  anzuwen-
denden  Fassung  (Ansatz  der  Ersatzbemessungsgrundlage  als  Gewinn
aus  der  fiktiven  Veräußerung  von  Investmentanteilen)  ist  der  Entrich-
tungspflichtige  nach  §  56  Absatz  3  Satz  5  InvStG  zur  Ausstellung  einer
Steuerbescheinigung verpflichtet.

Das  Schreiben  ist  auf  den  Seiten  des  BMF
(www.bundesfinanzministerium.de)  unter  der  Rubrik
Themen/Steuern/Steuerarten/Abgeltungsteuer  in  voller  Länger  als  pdf-
Datei verfügbar.

Bundesfinanzministerium,  Schreiben  vom  16.05.2025,  IV  C  1  -  S
2401/00008/014/051
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Zweitwohnungssteuer trotz Leerstands und
Verkaufsabsicht

Eine  Nießbrauchberechtigte  an  einem  Haus  muss  grundsätzlich  Zweit-
wohnungssteuer  zahlen,  sofern  die  Immobilie  nicht  der  reinen  Kapital-
anlage dient. Dies stellt das Verwaltungsgericht (VG) Gießen klar. Es hat
eine Klage abgewiesen,  mit  der  sich eine Frau gegen die Heranziehung
zur Zweitwohnungssteuer im Gebiet der Stadt Schotten gewandt hatte.

Die  Klägerin  war  von  2018  bis  2024  Inhaberin  eines  Nießbrauchrechts
an einem Einfamilienhaus im Gebiet der Stadt Schotten. Ihr kam daraus
ein umfassendes Nutzungsrecht zu. Einen Wohnsitz hatte sie dort nicht.
Der  Eigentümer  des  Hauses  ist  ihr  Sohn.  Die  beklagte  Stadt  Schotten
setzte  gegenüber  der  Klägerin  die  Zweitwohnungssteuer  für  die  Jahre
2019 bis 2023 in Höhe von insgesamt rund 7.600 Euro fest.

Hiergegen wandte sich die Frau. Sie meint, das Einfamilienhaus diene als
Kapitalanlage  und  insbesondere  nicht  für  persönliche  Wohnzwecke.  Es
sei seit 2018 unbewohnt und solle verkauft werden, was aus verschiede-
nen Gründen zunächst nicht möglich gewesen sei. Die Klägerin habe das
Haus in dieser Zeit nicht vermietet gehabt, weil dies den Kaufpreis sen-
ken würde. Damit das Haus lastenfrei veräußert werden könne, sei das
Nießbrauchrecht mittlerweile abgelöst und gelöscht worden.

Dieser Argumentation folgte das VG nicht. Im Rahmen der Begründung
führte die  Berichterstatterin aus,  dass auch Nießbrauchberechtigte wie
die Klägerin grundsätzlich der Zweitwohnungssteuer unterlägen, sofern
die Immobilie nicht der reinen Kapitalanlage diene. Dies habe die Kläge-
rin nicht hinreichend dargelegt. Vielmehr habe sie ihre fehlende Gewinn-
erzielungsabsicht  dadurch  dokumentiert,  dass  sie  das  Haus  nicht  ver-
mietet habe. Insofern komme es nicht auf eventuelle Verkaufsbemühun-
gen des Eigentümers an, weil die Klägerin selbst als Nießbrauchberech-
tigte zu einem Verkauf nicht berechtigt gewesen wäre. Ihr wäre lediglich
eine  Vermietung  oder  die  zwischenzeitlich  erfolgte  Ablösung  des  Nieß-
brauchrechts möglich. Zudem spreche für eine tatsächliche Nutzung zu
persönlichen  Wohnzwecken  auch,  dass  der  Sohn  der  Klägerin  im  Jahr
2018 seinen Nebenwohnsitz in dem Haus angemeldet habe.

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig. Die Beteiligten können die
Zulassung der Berufung beim Hessischen Verwaltungsgerichtshof bean-
tragen.

Verwaltungsgericht Gießen, Urteil vom 08.10.2024, 8 K 2687/23.GI

Maklervertrag gekündigt: Aufwendungsersatz nur für
konkret durch Auftrag entstandene Kosten

Gibt ein Kunde seine Verkaufsabsicht auf, kann der Makler grundsätzlich
nur  Ersatz  der  konkret  durch  die  Bearbeitung  des  einzelnen  Auftrags
entstandenen Kosten verlangen.  Soll  sich  der  Aufwendungsersatz  nach
AGB-Regelungen  auch  auf  die  Zahlung  von  Gemeinkosten  erstrecken
(hier: anteilige Bürokosten), ist die Klausel zum Aufwendungsersatz ins-
gesamt unwirksam - mit der Folge, dass der Makler gar keinen Lohn für
seine Tätigkeit erhält.

Eine Immobilienmaklerin wurde mit der Vermarktung eines Einfamilien-
hauses  beauftragt.  Gemäß  Ziff.  6  der  Allgemeinen  Geschäftsbedingun-
gen (AGB) des Maklervertrags war der Auftraggeber bei Aufgabe seiner
Verkaufsabsicht zum Aufwendungsersatz verpflichtet. Zu den konkreten
erstattungspflichtigen  Aufwendungen  sollten  unter  anderem  anteilige
Bürokosten zählen.

Nach vier Monaten teilte der Kläger mit, das Haus nun doch nicht mehr
verkaufen  zu  wollen.  Die  Maklerin  berechnete  ihm  daraufhin  rund
11.500  Euro,  davon  280  Euro  als  "Fremdkosten  laut  Aufstellung".  Etwa
6.300 Euro beglich der Kunde, verlangte später aber auch diese zurück.

Zu  Recht,  wie  Landgericht  und  Oberlandesgericht  (OLG)  Frankfurt  am
Main  entschieden:  Die  Regelung  zum  Aufwendungsersatz  (Ziff.  6  des
Maklervertrags)  sei  unwirksam.  Sie  benachteilige  den  Vertragspartner
unangemessen.

Zwar  könne  eine  Pflicht  des  Maklerkunden  zum  Aufwendungsersatz
grundsätzlich  in  AGB  vereinbart  werden.  Sie  müsse  sich  dann  aber
"wirklich und ausschließlich auf den Ersatz von konkretem Aufwand be-
ziehen",  so  das  OLG.  Eine  darüberhinausgehende  Pflicht  zum  Aufwen-
dungsersatz lasse sich in AGB nicht wirksam vereinbaren. Grundsätzlich
sei beim Maklervertrag die Provision vom Erfolg der Tätigkeit abhängig.
"Wird im Gewand des Aufwendungsersatzes in Wahrheit eine erfolgsun-
abhängige  Provision  vereinbart",  widerspreche  diese  dem  Leitbild  und
sei damit unwirksam.

Hier umfasse der in Ziff. 6 geregelte Aufwendungsersatz unter anderem
anteilige Bürokosten. Der Makler habe damit einen Anspruch, der über
den Ersatz des für die Bearbeitung des einzelnen Auftrags konkret ent-
standenen  Aufwands  hinausgehe.  Bürokosten  seien  laufende  Gemein-
kosten, die beim Makler grundsätzlich fest eingeplant seien. Es handele
sich nicht um Aufwendungen für einen konkreten Kunden. Die Regelung
sei damit unwirksam.
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Die  Unwirksamkeit  der  Belastung  mit  anteiligen  Bürokosten  führe  hier
zur  Gesamtunwirksamkeit  der  Vereinbarung über  den Aufwendungser-
satz. Andernfalls wäre es einem Makler möglich, risikolos rechtlich nicht
geschuldete Positionen abzurechnen, "in der Hoffnung, dass zumindest
ein Teil der Kunden hierauf eine Zahlung leistet", führte das OLG weiter
aus.

Oberlandesgericht  Frankfurt  am  Main,  Urteil  vom  23.10.2024,  19  U
134/23, unanfechtbar

Verkauf einer Immobilie: Veränderungen an der
Statik sind dem Käufer mitzuteilen

Werden in  einem Wohnhaus  tragende  Wände entfernt  und durch  eine
Stahlträgerkonstruktion  ersetzt,  muss  dies  einem  potentiellen  Käufer
der  Immobilie  ungefragt  mitgeteilt  werden.  Verschweigt  der  Verkäufer
diesen Umstand, stellt dies eine arglistige Täuschung dar, die den Käufer
zur Anfechtung des Kaufvertrags berechtigt,  wie das Oberlandesgericht
(OLG) Zweibrücken entschieden hat.

Ein Ehepaar entschloss sich, sein bisher selbst bewohntes Wohnhaus zu
verkaufen.  Dem  kaufinteressierten  Ehepaar  erzählte  es  nicht,  dass  es
vor  einigen Jahren sein  Wohnzimmer vergrößert  hatte  und dazu durch
eine im Ausland ansässige Firma tragende Trennwände im ersten Ober-
geschoss des Hauses hatte entfernen lassen. Die Decke wird seither nur
noch durch zwei Eisenträger gestützt, die direkt auf das Mauerwerk auf-
gelegt sind und zusätzlich durch Baustützen gestützt werden, die eigent-
lich  nur  für  den  vorübergehenden  Gebrauch  gedacht  sind.  Die  Träger-
konstruktion wurde durch Verblendungen verdeckt und war nicht mehr
ohne Weiteres sichtbar. Um einen Nachweis über die Statik hatten sich
die Eigentümer im Nachgang nicht bemüht.

Als die neuen Eigentümer dann selbst ein paar bauliche Veränderungen
an dem Haus durchführen wollten, beauftragten sie auch einen Statiker.
Dieser stellte fest, dass die Trägerkonstruktion im ersten Obergeschoss
unzulässig und nicht dauerhaft tragfähig sei. Das Ehepaar hat den Kauf-
vertrag  über  das  Hausgrundstück  daraufhin  angefochten  und  das  Ver-
käuferehepaar auf Rückabwicklung verklagt.

Das OLG verurteilte die Verkäufer zur Rückzahlung des Kaufpreises ge-
gen  Rückübereignung  des  Hausgrundstücks.  Die  Verkäufer  seien  ver-
pflichtet gewesen, auch ungefragt darüber zu informieren, dass tragen-
de Wände entfernt und damit in die Statik des Wohnhauses eingegriffen
wurde. Erst recht sei darüber aufzuklären gewesen, dass kein Nachweis
hinsichtlich der statischen Tragfähigkeit der Stahlträgerkonstruktion vor-
liege. Auch hätten die Verkäufer darüber aufklären müssen, dass die Ar-

beiten  durch  eine  den  Verkäufern  kaum  bekannte  ausländische  Firma
durchgeführt wurden und zu den genauen Maßnahmen keinerlei Unter-
lagen vorliegen.

Zwar seien die Verkäufer wohl selbst davon ausgegangen, dass die Kon-
struktion  ausreichend  tragfähig  war.  Auch  hätten  die  Käufer  das  Haus
vor dem Kauf zusammen mit einer Bausachverständigen besichtigt. Das
habe die Verkäufer aber nicht von ihrer Offenbarungspflicht entbunden.
Die Statik eines Wohnhauses sei im Hinblick auf mögliche Gefahren für
die  Gebäudesubstanz und auch für  Leib  und Leben der  Bewohner  von
so wesentlichem Interesse, dass eine Veränderung an ihr einem Grund-
stückserwerber in jedem Fall  ungefragt zu offenbaren sei,  unterstreicht
das OLG.

Pfälzisches Oberlandesgericht  Zweibrücken,  Urteil  vom 27.09.2024,  7  U
45/23
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Angestellte

Freistellung während der Kündigungsfrist:
Unterlassen anderweitigen Verdienstes nicht
böswillig

Kündigt  der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis  ordentlich und stellt  den
Arbeitnehmer trotz seines Beschäftigungsanspruchs von der Arbeit frei,
so ist der Arbeitnehmer nicht verpflichtet, sich während der Freistellung
einen neuen Job zu suchen. Er unterlässt in der Regel nicht böswillig im
Sinne  des  §  615  Satz  2  Bürgerliches  Gesetzbuch  (BGB)  anderweitigen
Verdienst,  wenn  er  nicht  schon  vor  Ablauf  der  Kündigungsfrist  ein  an-
derweitiges Beschäftigungsverhältnis eingeht.

Ein  Arbeitnehmer  war  seit  November  2019  bei  einer  Arbeitgeberin  be-
schäftigt, zuletzt als Senior Consultant gegen eine monatliche Vergütung
von 6.440 Euro brutto. Die Arbeitgeberin kündigte das Arbeitsverhältnis
mit  Schreiben  vom  29.03.2023  ordentlich  zum  30.06.2023  und  stellte
den Arbeitnehmer unter Einbringung von Resturlaub unwiderruflich von
der Pflicht zur Erbringung der Arbeitsleistung frei. Der von ihm erhobe-
nen  Kündigungsschutzklage  gab  das  Arbeitsgericht  (ArbG)  am
29.06.2023 statt, die von der Arbeitgeberin dagegen eingelegte Berufung
hat das Landesarbeitsgericht (LAG) am 11.06.2024 zurückgewiesen.

Nach  Zugang  der  Kündigung  meldete  sich  der  Arbeitnehmer  Anfang
April  2023  arbeitssuchend  und  erhielt  von  der  Agentur  für  Arbeit  erst-
mals  Anfang  Juli  Vermittlungsvorschläge.  Die  Arbeitgeberin  übersandte
ihm hingegen schon im Mai und Juni 2023 insgesamt 43 von Jobportalen
oder Unternehmen online gestellte Stellenangebote, die nach ihrer Ein-
schätzung für den Arbeitnehmer in Betracht gekommen wären. Auf sie-
ben  davon  bewarb  sich  der  Mann,  allerdings  erst  ab  Ende  Juni  2023.
Nachdem  die  Arbeitgeberin  ihm  für  Juni  2023  keine  Vergütung  mehr
zahlte, hat er diese mit der vorliegenden Klage geltend gemacht. Die Ar-
beitgeberin hat Klageabweisung beantragt und eingewendet, der Arbeit-
nehmer sei verpflichtet gewesen, sich während der Freistellung zeitnah
auf die ihm überlassenen Stellenangebote zu bewerben. Weil er dies un-
terlassen habe, müsse er sich für Juni 2023 nach § 615 Satz 2 BGB fikti-
ven anderweitigen Verdienst in Höhe des bei der Arbeitgeberin bezoge-
nen Gehalts anrechnen lassen.

Das  ArbG  hat  die  Klage  abgewiesen.  Auf  die  Berufung  des  Klägers  hat
das LAG ihr stattgegeben. Die dagegen erhobene Revision der Arbeitge-
berin blieb vor dem BAG ohne Erfolg. Die Arbeitgeberin befand sich laut
BAG  aufgrund  der  von  ihr  einseitig  erklärten  Freistellung  des  Klägers
während der Kündigungsfrist im Annahmeverzug und schuldete dem Ar-
beitnehmer  nach  §  615  Satz  1  BGB in  Verbindung  mit  §  611a  Absatz  2
BGB die vereinbarte Vergütung für die gesamte Dauer der Kündigungs-
frist. Nicht erzielten anderweitigen Verdienst müsse sich der Arbeitneh-

mer nicht nach § 615 Satz 2 BGB anrechnen lassen. Der durch eine fikti-
ve  Anrechnung  nicht  erworbenen  Verdienstes  beim  Arbeitnehmer  ein-
tretende  Nachteil  sei  nur  gerechtfertigt,  wenn  dieser  wider  Treu  und
Glauben  (§  242  BGB)  untätig  geblieben  ist.  Weil  §  615  Satz  2  BGB  eine
Billigkeitsregelung enthält,  könne der  Umfang der  Obliegenheit  des  Ar-
beitnehmers zu anderweitigem Erwerb nicht losgelöst von den Pflichten
des Arbeitgebers beurteilt  werden. Die Arbeitgeberin habe nicht darge-
legt, dass ihr die Erfüllung des aus dem Arbeitsverhältnis resultierenden,
auch  während  der  Kündigungsfrist  bestehenden  Beschäftigungsan-
spruchs  des  Arbeitnehmers  unzumutbar  gewesen  wäre.  Ausgehend
hiervon  habe  für  ihn  keine  Verpflichtung  bestanden,  schon  vor  Ablauf
der Kündigungsfrist zur finanziellen Entlastung der Arbeitgeberin ein an-
derweitiges  Beschäftigungsverhältnis  einzugehen und daraus Verdienst
zu erzielen.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 12.02.2025, 5 AZR 127/24

Arbeitgeber überlässt Arbeitnehmer
Geschäftsfahrzeug: Werbungskostenabzug für
berufliche Nutzung des privaten Kfz dennoch möglich

Wird  einem  Arbeitnehmer  im  Rahmen  seines  Anstellungsverhältnisses
ein Fahrzeug überlassen, streitet grundsätzlich der erste Anschein dafür,
dass dieses auch für beruflich veranlasste Fahrten eingesetzt wird. Laut
Finanzgericht  (FG)  Niedersachen  obliegt  es  in  einem  solchen  Fall  dem
feststellungsbelasteten Steuerpflichtigen, den Nachweis für die tatsächli-
che  berufliche  Nutzung  eines  daneben  vorhandenen  privaten  Pkw  zu
führen.

Ist  der  Nachweis  der  tatsächlichen  beruflichen  Nutzung  des  privaten
Fahrzeugs  erbracht,  stehe  dem  Werbungskostenabzug  nicht  entgegen,
dass dem Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber ein Geschäftsfahrzeug
überlassen wurde, stellt das FG weiter klar.

Das in § 4 Absatz 5 Satz 1 Nr. 7 in Verbindung mit § 9 Absatz 5 Satz 1 Ein-
kommensteuergesetz  geregelte  Abzugsverbot  sei  vor  dem Hintergrund
seines eindeutigen Wortlauts ("soweit") dahingehend zu verstehen, dass
es nur den unangemessenen Anteil der Aufwendungen erfasst. Eine An-
gemessenheitsprüfung  dem  Grunde  nach  (hier:  berufliche  Nutzung  ei-
nes privaten Fahrzeugs durch einen Arbeitnehmer, dem von seinem Ar-
beitgeber ein Geschäftsfahrzeug überlassen wurde) finde nicht statt.

Gegen  das  Urteil  wurde  Revision  eingelegt.  Diese  läuft  beim  Bundesfi-
nanzhof unter dem Aktenzeichen VI R 30/24.

Finanzgericht  Niedersachsen,  Urteil  vom  18.09.2024,  9  K  183/23,  nicht
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rechtskräftig

Arbeitsentgelt kann teilweise auch in Kryptowährung
bestehen

Als Arbeitsentgelt - hier: zur Erfüllung von Provisionsansprüchen des Ar-
beitnehmers - kann auch die Übertragung der so genannten Kryptowäh-
rung Ether (ETH) vereinbart werden. Voraussetzung ist, dass dies objek-
tiv im Interesse des Arbeitnehmers liegt. Außerdem müsse ihm der un-
pfändbare Betrag des Arbeitsentgelts in Geld ausgezahlt werden, so das
Bundesarbeitsgericht (BAG).

Eine bei einem Unternehmen beschäftigte Frau hatte zum einen ein Mo-
natsgehalt  mit  diesem vereinbart,  zum anderen sollte  ihr  auf  Basis  der
monatlichen  Geschäftsabschlüsse  ein  Provisionsanspruch  zustehen,
auszuzahlen in ETH.

Doch  das  Unternehmen  übertrug  der  Arbeitnehmerin  keine  ETH,  son-
dern zahlte ihr nach mehrfacher Aufforderung einen bestimmten Geld-
betrag in Euro als Provisionen aus. Diesen rechnete die Arbeitnehmerin
auf  den  ihr  zustehenden  Provisionsanspruch  heraus  und  forderte  zur
Erfüllung  des  Restanspruchs  weiterhin  Übertragung  von ETH.  Doch  die
Arbeitgeberin meinte, alle Provisionsansprüche bereits erfüllt zu haben.
Unabhängig  davon  verlange  §  107  Absatz  1  der  Gewerbeordnung  (Ge-
wO)  die  Zahlung  von  Arbeitsentgelt  in  Euro  und  lasse  dessen  Auszah-
lung in einer Kryptowährung nicht zu.

Dem ist das BAG entgegengetreten. Bei einer Kryptowährung handele es
sich zwar nicht um Geld, wie in § 107 Absatz 1 GewO verlangt. § 107 Ab-
satz  2  Satz  1  GewO lasse es  aber  grundsätzlich zu,  Sachbezüge als  Teil
des  Arbeitsentgelts  zu  vereinbaren,  wenn dies  im Interesse des  Arbeit-
nehmers  liegt.  Um einen solchen Sachbezug handele  es  sich,  wenn ar-
beitsvertraglich  die  Übertragung  einer  Kryptowährung  vereinbart  ist.
Diese Vereinbarung habe hier nach den Umständen des Einzelfalls auch
im objektiven Interesse der Klägerin gelegen.

Nach § 107 Absatz 2 Satz 5 GewO dürfe jedoch der Wert der vereinbar-
ten Sachbezüge die Höhe des pfändbaren Teils des Arbeitsentgelts nicht
übersteigen. Dem Arbeitnehmer müsse zumindest der unpfändbare Be-
trag seines Entgelts in Geld ausgezahlt werden. Damit solle unter ande-
rem sichergestellt werden, dass er nicht gezwungen wird, erst den Sach-
bezug in Euro umzutauschen oder Sozialleistungen in Anspruch zu neh-
men, um die Bedürfnisse des täglichen Lebens befriedigen zu können.

Ein Verstoß gegen § 107 Absatz 2 Satz 5 GewO führe, wenn der Sachbe-
zug,  wie  hier  die  Einheit  ETH,  teilbar  ist,  zur  teilweisen  Nichtigkeit  der

Vereinbarung, so das BAG. Das bedeute, dass das Arbeitsentgelt bis zur
Höhe  der  jeweiligen  Pfändungsfreigrenzen  in  Geld  zu  leisten  und  der
Sachbezug entsprechend zu kürzen ist. Von diesen Grundsätzen sei das
Landesarbeitsgericht (LAG) in der Vorinstanz zutreffend ausgegangen.

Allerdings  habe  es  bei  der  Ermittlung  der  Pfändungsfreigrenzen  nach
den §§ 850 ff. Zivilprozessordnung die gesetzlichen Vorgaben nicht in je-
der  Hinsicht  zutreffend berücksichtigt.  Nachdem es  die  für  die  Berech-
nung der Steuern und Sozialversicherungsbeiträge erforderlichen Tatsa-
chen nicht  vollständig  festgestellt  habe,  könne das  BAG nicht  entschei-
den,  ob  der  Klägerin  ein  Anspruch  auf  Übertragung  von  ETH  in  zuge-
sprochener Höhe zusteht. Es hat die Sache deshalb zur neuen Verhand-
lung und Entscheidung an das LAG zurückverwiesen.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 16.04.2025, 10 AZR 80/24
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Familie und
Kinder

Schulbegleitung für diabeteskrankes Kind:
Krankenkasse zuständig

Die Krankenkasse - und nicht der Landkreis - ist zuständig für die Schul-
begleitung eines schwer an Diabetes erkrankten Grundschulkindes. Das
hat das Sozialgericht (SG) Darmstadt entschieden, zunächst im Wege ei-
nes Eilverfahrens als nunmehr auch in der Hauptsache.

Eine siebenjährige Grundschülerin leidet seit über zwei Jahren an Diabe-
tes mellitus Typ 1. Sie ist insulinpflichtig, wobei die Insulingabe in ihrem
Fall besonders schwer einstellbar ist. Sie verfügt deshalb über ein Gerät
zur  elektronischen  Blutzuckermessung,  Protokollierung  und  Warnung
bei zu hohen oder zu niedrigen Blutzuckerwerten. Zur Sicherstellung der
Insulintherapie  und  zur  Überwachung  vor  allem  aufgrund  einer  mögli-
chen Unterzuckerung ist sie im Grundschulalter noch auf die Unterstüt-
zung durch Erwachsene angewiesen, die gegebenenfalls rechtzeitig ein-
greifen und so Gefahren für das Kind abwenden können.

Sein Antrag auf Bewilligung einer Schulbegleitung bei ihrer Krankenkas-
se  blieb  zunächst  erfolglos.  Zwar  bestehe  kein  Streit  darüber,  dass  die
Überwachung  durch  Erwachsene  zwingend  erforderlich  ist,  um zeitnah
und  adäquat  bei  Unterzuckerung  durch  schnelle  Verabreichung  von
Kohlenhydrateinheiten eingreifen zu können.  Fraglich war laut  SG aber
die Zuständigkeit  der Krankenkasse für die Schulbegleitung.  Diese hielt
den Träger der Eingliederungshilfe, in diesem Fall den Landkreis, für zu-
ständig, während der Landkreis wiederum die Krankenkasse in der Leis-
tungspflicht  sah.  Der  Schulbesuch  der  Klägerin  war  zunächst  nur  des-
halb  sichergestellt,  weil  eine  Lehrerin  bereit  war,  die  Überwachung  zu-
sätzlich zu ihren pädagogischen Aufgaben sicherzustellen. In insgesamt
drei gerichtlichen Eilverfahren vor dem SG Darmstadt gewann die Kläge-
rin  gegen ihre Krankenkasse und erhielt  jeweils  vorläufig  eine Schulbe-
gleitung.

Vor dem SG Darmstadt setzte das Mädchen nun in erster Instanz auch
in  der  Hauptsache ihren Anspruch gegen die  Krankenkasse durch.  Das
Gericht sieht in der Schulbegleitung einen Fall der "häuslichen Kranken-
pflege".  Diese  könne  auch  außerhalb  der  eigenen  Wohnung,  beispiels-
weise  in  der  Schule,  gewährt  werden.  Im  Gegensatz  zur  Rechtsauffas-
sung der Krankenkasse geht das SG nicht davon aus, dass die Schulbe-
gleitung  ein  Fall  der  "außerklinischen  Intensivpflege"  ist,  weil  die  Über-
wachung nicht durch eine Pflegefachkraft  durchgeführt  werden müsse,
sondern ein lediglich angelernter Erwachsener in Betracht käme.

Ferner  sei  auch  nicht  der  Landkreis  als  Träger  der  Eingliederungshilfe
zuständig.  Die  Abgrenzung  zwischen  Leistungen  der  Krankenpflege  ei-
nerseits und Leistungen der Eingliederungshilfe andererseits erfolge an-

hand der Zielrichtung der Leistung. Leistungen, die der Bewältigung der
Anforderungen des Schulalltags dienten, seien dabei der Eingliederungs-
hilfe  zuzuordnen  (Integrationshelfer/Teilhabeassistent).  Leistungen,  die
der Beobachtung der körperlichen Situation und gegebenenfalls medizi-
nisch-pflegerischen  Intervention  dienten,  seien  Teil  der  Krankenpflege.
Seien  Maßnahmen  unabhängig  vom  Schulbesuch  medizinisch  notwen-
dig,  fehle  es  an  der  für  die  Eingliederungshilfe  erforderlichen unmittel-
baren Verknüpfung mit dem Schulbesuch; die Eingliederungshilfe sei im
Zusammenhang mit dem Schulbesuch nämlich auf Teilhabe an Bildung
gerichtet, so die Sozialrichter.

Ebenso  könne  nicht  von  den  Lehrern  erwartet  werden,  dass  diese  die
Blutzuckerkontrolle und Überwachung mit übernehmen. Das zähle zum
einen  nicht  zu  den  Aufgaben  einer  Lehrerkraft.  Im  Übrigen  könnten
Lehrkräfte diese Aufgabe nicht hinreichend ohne Vernachlässigung ihrer
Lehr- und Aufsichtsverpflichtung gegenüber den übrigen Kindern in der
Grundschulklasse wahrnehmen.

Sozialgericht  Darmstadt,  Gerichtsbescheid  vom  07.02.2025,  S  13  KR
262/23, nicht rechtskräftig

BFH- Urteil vom 13.8.2024, IX R 6/23

Kommunale Kindertagesstätte: Ausschluss eines
Kindes vom Besuch erfordert Verwaltungsakt

Das  Verwaltungsgericht  (VG)  Koblenz  hat  eine  Ortsgemeinde  im  Wege
der  einstweiligen  Anordnung  verpflichtet,  einem  Kindergartenkind  vor-
läufig den Weiterbesuch einer Kindertagesstätte zu gestatten. Denn: Al-
lein  die  zivilrechtliche  Kündigung  habe  nicht  ausgereicht,  um  das  Kind
aus der Kindertagesstätte auszuschließen.

Das  Kind  besucht  seit  2020  eine  Kindertagesstätte,  deren  Trägerin  die
Ortsgemeinde  ist.  Weil  der  Junge  wiederholt  aggressiv  auffällig  gewor-
den sei, kündigte die Gemeinde einen mit den Eltern geschlossenen Be-
treuungsvertrag mit sofortiger Wirkung.

Der  hiergegen  erhobene  Eilantrag  hatte  Erfolg.  Die  Koblenzer  Richter
verpflichteten die Gemeinde vorläufig dazu, dem Jungen den Besuch der
Kindertagesstätte zu erlauben. Dabei  musste sich das Gericht nicht da-
mit befassen, ob der Ausschluss des Kindes in der Sache zu Recht erfolgt
ist.  Entscheidend  sei  allein,  dass  die  zivilrechtliche  Kündigung  nicht  ge-
nügt habe, um das Kind von der Benutzung der Kindertagesstätte auszu-
schließen, so das VG.

Bei  der  Kindertagesstätte  handele  es  sich  um  eine  öffentliche  Einrich-
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tung. Unabhängig davon, dass die Modalitäten der Betreuung in der Kin-
dertagesstätte  durch  Betreuungsvertrag  zivilrechtlich  ausgestaltet  wor-
den seien, sei die Frage des Zugangs zu der öffentlichen Einrichtung öf-
fentlich-rechtlicher  Natur.  Das  öffentlich-rechtliche  Benutzungsverhält-
nis  könne  deshalb  nur  öffentlich-rechtlich,  das  heißt  durch
(Aufhebungs-)Verwaltungsakt beendet werden. Die Kündigung wirke nur
zivilrechtlich. Weil es an dem erforderlichen Verwaltungsakt fehle, habe
das  Kind weiter  Anspruch darauf,  die  kommunale  Kindertagesstätte  zu
benutzen.

Gegen den Beschluss können die Beteiligten Beschwerde beim Oberver-
waltungsgericht Rheinland-Pfalz erheben.

Verwaltungsgericht  Koblenz,  Beschluss  vom 03.04.2025,  3  L  297/25.KO,
nicht rechtskräftig

Unfall beim Blumenpflücken: Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung greift nicht

Ein  Schüler  steht  nicht  unter  dem  Schutz  der  gesetzlichen  Unfallversi-
cherung, wenn er für ein Referat in der Schule auf eigene Initiative eine
Sonnenblume  pflücken  will  und  auf  dem  Weg  zum  Sonnenblumenfeld
einen Unfall erleidet. Das hat das Landessozialgericht (LSG) Sachsen-An-
halt entschieden.

Der  damals  15-jährige  Kläger  sollte  in  der  Schule  einen  Vortrag  über
Korbblütler  halten.  Um  seine  Präsentation  anschaulicher  zu  gestalten,
wollte  er  morgens  vor  dem  Unterricht  mit  dem  Moped  zu  einem  Son-
nenblumenfeld fahren und eine Blume pflücken. Sie sollte bei dem Vor-
trag  als  Anschauungsobjekt  dienen.  Auf  dem Weg zu dem Feld  kam es
zu einem schweren Verkehrsunfall. Der Schüler erlitt unter anderem ein
offenes Schädel-Hirn-Trauma.

Die Unfallkasse lehnte es ab, den Unfall als Arbeitsunfall anzuerkennen -
zu Recht, wie jetzt das LSG entschieden hat. Das Holen der Sonnenblu-
me  falle  nicht  in  den  organisatorischen  Verantwortungsbereich  der
Schule. Insbesondere sei der Schüler nicht von seiner Lehrerin aufgefor-
dert  worden, zu seiner Präsentation eine Sonnenblume oder allgemein
Korbblütler  mitzubringen.  Den  Schülern  sei  vielmehr  freigestellt  gewe-
sen,  "ob,  wann,  wie  und  wo  sie  sich  gegebenenfalls  welches  Anschau-
ungsmaterial  beschaffen".  Damit  falle  die  Vorbereitung  des  Vortrags  -
wie jede Hausarbeit - in den Verantwortungsbereich des Schülers bezie-
hungsweise seiner Eltern.

Der Unfall habe sich auch nicht auf dem Schulweg ereignet. Dieser um-
fasse nur den Weg von der elterlichen Wohnung zur Schule.

Unter  den  Unfallversicherungsschutz  falle  zwar  nach  dem  Gesetz  auch
die Beschaffung eines Arbeitsgerätes, und die Sonnenblume sei ein sol-
ches  "Arbeitsgerät"  gewesen.  Der  Schutz  greife  aber  nur,  wenn die  Be-
schaffung  auf  Veranlassung  der  Schule  erfolge.  Dies  sei  hier  nicht  der
Fall gewesen, so das LSG. Selbst wenn die Lehrerin allgemein darauf hin-
gewiesen  haben  sollte,  dass  das  Mitbringen  von  Anschauungsmaterial
günstig für eine bessere Note sei, hätte dem 15-Jährigen klar sein müs-
sen, dass dies keine Billigung oder gar Anweisung sein könne, illegal eine
Blume auf fremdem Privatgrund zu pflücken.

Das LSG hat die Revision zum Bundessozialgericht zugelassen.

Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 27.03.2025, L 6 U 36/24,
nicht rechtskräftig
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